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Der neue Streik beſchloſſen
(Von unſerem h. -Sonderberichterſtatter.)

Berlin, 30. Juni.
Die geheime Abſtimmung über den Eintritt der An
ellten der Eiſenbahn in den Streik hatte folgendes Reſultat:

Von 17 478 Stimmberechtigten ſind für den Streik 14785,
gegen den Streik 770 und 1923 enthielten ſich der Stimme.

Allem Anſchein nach wird es ſich bei dem gegenwärtigen
Ausſtand nicht um eine kurzlebige Veranſtaltung handeln, ſon
dern es wird mit einem mehrwöchigen Andauern des
Streiks gerechnet werden müſſen.

Berlin, 30. Juni.
Von der Streikleitu J Berliner Eiſenbahnen wird

der „Freiheit“ mitgeteilt, daß der in der Preſſe veröffentlichte
Bericht über die Verſammlungen der Eiſenbahner am Sonnabend
irreführend ſei. Jn dieſen Verſammlungen ſei nicht be
ſchloſſen worden, daß der Streik aufgehoben ſei. Jm Gegenteil,
es ſei überall eine Reſolution angenommen worden, die
ch für unverminderte Wer des Streiks ausW Auch in der r erſammlung der Beamten im

Firtu Buſch ſei die Fortſetzung des Streiks beſchloſſen
worden. Die „Freiheit“ meldet weiter: Wie ferner von der
Streikleitung der Eiſenbahner mitgeteilt wird, ſind die Streik-

ſten, die bei der Hauptwerkſtätte Tempelhof aufgeſtellt waren,
ute morgen gegen 9 Uhr von Regierungstruppen verhaftet wor

den. Der Führer der Truppen äußerte, er habe Befehl, ſämt
liche Streikpoſten verhaften und nach Moabit zu
ſchaffen. Auch in Grunewald ſind heute morgen einige Arbeiter
räte bei der Eiſenbahn verhaftet worden. Durch dieſe Verhaf-
tungen iſt erneut bei den Eiſenbahnern die Anſchauung entſtan-
den, daß der Erlaß Noskes, der den Streik verbietet, gar
nicht aufgehoben iſt. Es iſt alſo notwendig, daß ſofort
durch eine offizielle Kündigung der Erlaß formell

aufgehoben wird. tTrotz der Zuſicherung aller Organiſationsleiter, nach

geſt

Aufhebung des Streikoerbots für dic Siſen-
bahner werde die Arbeit wieder aufgenommen werden,
dauert die Arbeitsniederlegung an, und wilde Streik-

ſten halten die zur Arbeit Kommenden von der Aufnahme ihrer
ätigkeit ab. Höhniſch iſt an manchen Stellen von den 'Streiken-

den erklärt worden, daß es ſie wenig kümmere, wenn in Berlin
eine Anzahl von Frauen und Kindern verhungere.
De allgemeinen Jntereſſen werden in frivolſter Weiſe völlig
von dieſen wilden Streikern außer Acht gelaſſen. Es wird
alſo Pflicht der Regierung ſein, dafür Sorge zu tragen, daß
unabſehabres Unheil von der Berliner Bevölkerung abgewendet
wird. Da die Anordnungen der Organiſationsleiter keine Beach-
tung finden, iſt angeordnet worden, daß jedem Verſuch, den
Eiſenbahnverkehr weiter zu unterbinden und durch Terrorismus
die Arbeitsaufnahme zu verhindern, mit größtem Nachdruck
entgegenzutreten iſt.

Berlin, 30 Juni.
Jm Fernverkehr der Eiſenbahn iſt eine Beſſerung feſt

geſtellt worden. Vom An halter Bahnhof aus ſind die Züg“
fahrplanmäßig abgegangen. Auf dem Potsdamer Bahn-
hof hofft man, den fahrplanmäßigen Betrieb in den erſten Nach-
mittagſtunden voll aufnehmn zu können. Dagegen iſt es bisher
nicht gelungen, die Wannſeebahn wieder in Betrieb zu
73 und auf der Stadt- und Ringbahn einen normalen Ver-

hr zu erreichen. Jn den Mittagsſtunden finden in den Be
triebswerkſtäthen Verſammlungen der Eiſenbahnarbeiter ſtatt, in
denen über die Wiederaufnahme der Arbeit abge
ſtimmt werden ſoll.

Bei der Beſetzung des Verſchiebebahnhofs Lichtenberg
durch ein Kommando der Reichswehrtruppen wurden mehrere
Waggons mit Pferden, Ochſen und Kleinvieh vorgefunden, die
anſcheinend ſchon längere Zeit dort geſtanden hatten, ohne daß
ſich jemand um die Tiere gekümmert hätte. Eine Anzahl Tiere
war bereits verreckt, andere konnten nur durch Notſchlachtung der
Algemeinheit nutzbar gemacht werden. Dem ſchnellen Eingreifen
der Soldaten gelang es, die übrigen Tiere vor dem völligen Ver-
durſten zu rekten. Leider iſt dieſer Vorfall, eine Folge des Eiſen
bahnerſtreiks, nicht der einzige ſeiner Art.

Das Fiasko von Verſailles
Von unſerem eigens zur Friedens konferenz

entſandten z. -Sonderberichterſtatter.)
Verſgilles, 30. Juni.

Her Schlußakt des Kongreſſes von Verſailles, wie
Franzoſen ſo gern das neunwöchige Vombardement
Druckerſchwärze zu nennen pflegen, das ſich Sonnabend nach
mittag im Spiegelſaale zu Verſailles vollzog, darf
als ein Fiasko bezeichnet werden. Die Zeremonie hatte nichts
von der Feierlichkeit, die ihr die Franzoſen geben wollten.
der engbrüſtige Saal war voll geſtopft mit Menſchen. Selbſt
ln dem für die Unterzeichnungsformalitäten reſervierten Raum
zng die Unterzeichnung des Friedensdoku-
nentes formlos vor ſich. Sie machte auf das auserwählte
Lublikum, dem der Zutritt geſtattet war, keinen tiefen
Kindruck. Es intereſſierte ſich vielmehr für die ſpringenden

für die Poſtkarten- und Markenverkäufer in
herrſchte Turf

die

Auf der Journaliſtentribüne

langweilt. Dazu kam, daß die amerikani-
engliſchen und franzöſiſchen Rhotographen

und daß einige beſonders geſchäf-
guffälligen Raffiniertheit ztätig waren,

mit

immer neue Vertreterinnen ihres Geſchlechtes einzuführen, ſo
daß ſchließlich das Ganze ſich zu einer Theaterſzene aus-
,wuchs. Um den deutſchen Journaliſten eine beſondere Auf
merkſamkeit zu erweiſen, hatte man ihnen Plätze an der Stelle
angewieſen, an der ſich Kaiſer Wilhelm im Jahre 1871 die
deutſche Kaiſerkrone aufs Haupt ſetzte. Man darf wohl
ſagen, der Verlauf der Feierlichkeit war würdig derſieben monatlichen Arbeit des Viererrats, denn auch ſie zeigte
uns, daß einige Ententepolitiker agierten, deren Arbeit nicht
einmal ihre Landsleute in ihrer Bedeutung zu erkennen ver
ſtehen.

Die Rat ſizierung
Eigene Drahtmeldung der „H. Z.“

Rotterdam, 30. Juni.
Wie aus Paris berichtet wird, beabſichtigen die Alliierten,

den Friedensvertrag ſchon am Sonnabend zu
ratifizieren. Clemenceau hat heute der franzöſiſchen
Kammer den Text des Friedensvertrages vorgelegt, der dann
einer beſonderen Kommiſſion zur Unterſuchung übergeben
wird. „Echo de Paris“ meint, daß Deutſchland den Ver-
trag am 3. Auguſt werde ratifizieren können. Dies
wird auch der Zeitpunkt der Wiederaufnahme der di-
plomatiſchen Beziehungen zwiſchen Frankreich und
Deutſchland ſein. Wegen der Unſicherheit in Deutſchland
wird vorläufig kein franzöſiſcher Geſandter, ſon
dern ein Geſchäftsträger in Berlin die franzöſiſchen
Intereſſen vertreten.

(Von unſerem hf-Sonderberichterſtatter.)
Frankfurt, 30. Juni.

Der „New-York Herald“ meldet, daß einer ihrer Bericht
erſtatter von einem einflußreichen Politiker gehört haben will,
daß Deutſchland überzeugt ſei, daß Japan den Friedens
vertrag nicht ratifizieren werde. Es hoffe auch, daß der
amerikaniſche Senat die Ratifizierung ablehne und
dann der ganze Vertrag null und nichtig wäre. Jn
Wahrheit wird meiner Auffaſſung nach, ſo ſchreibt der Kor-
reſpondent, der Senat entweder den Frieden ratiftzieren oder
durch einen beſonderen Beſchluß den Krieg für beendet
erklären. Das Volk verlange dringend die Wiederher-
ſtellung des Friedenszuſtandes.

Die Rückkehr aus Spaa
Berlin, 30. Juni.

Die Mehrzahl der Mitnlieder der deutſchen Kommiſſion in
Spaa verläßt am 30. Juni abends die Stadt und kehrt nach
Berlin zurück, wo die Hauptabwicklung der Geſchäfte vor ſich
gehen ſoll. Nur General von Hammerſtein, der Vor-
ſitzende der deutſchen Kommiſſion, bleibt wie bereits gemeldet, mit
einigen Beamten zur Erledigung der Geſchäfte in Spaa zurück.
Der engliſche Vorſitzende, General Hanking, iſt bereits von
Spaa abgereiſt. General Nudant, der franzöſiſche Vorſitzende,
dürfte ihm wahrſcheinlich am 30. Juni folgen. Die vorläufige
Weiterführung der bei der bisherigen Tätigkeit der
Waffenſtillſtandskommiſſion in Spag ſich ergebenden Arbeiten
werden die in Frankfurt am Main und Wiesbaden
beſtehenden deutſchen und alliierten Unterkommiſſionen
übernehmen.

Warum China nicht unterzeichnete
S Rotterdam, 30. Juni.

Wie ſchon berichtet, hat die chineſiſche Regierung ſich ge-
weigert, den Friedensvertrag zu unterzeichnen. Jn einer Note
ſetzt die chineſiſche Regierung die Motive auseinander, die ſie zu
dieſem Schritt veranlaßt haben, und ſagt, ſie empfinde die
Regelung der Chantungfrage als eine Ungerechtigkeit.

Ferner erklärt die Note, daß die chineſiſchen Delegierten
ſchon am 25. Juni einen Proteſt eingebracht haben. Die Note
beſchreibt dann die Entſcheidung der Korreſpondenz, die Japan
die beutſchen Rechte die Chantung zuſpricht und bezeichnet dieſen
Schritt als den Grund zu einem Proteſt. Die chineſiſche Re
gierung konnte ſich alſo angeſichts der einſtimmigen Oppoſition
der Bevölkerung nicht entſchließen, die Bedingungen des Ver-
trages anzunehmen.

Man erwartet in Paris, daß dem chineſiſchen Vorbild bei
der Unterzeichnung des öſterreichiſchen Friedens
vertrages Rumänien folgen werde, das ebenſowenig
zufrieden mit den Bedingungen iſt.

Der Rat der Zehn
Pari 30. Juni.Laut „Temps“ wird der Rat der Zehn ſich künftig wie folgt

zuſammenſetzen: für Frankreich Pichon und Clemencean,
für Amerika Lanſing und Oberſt Houſe, für England
Balfour, Lord Milner und Bonar Law, für JtalienTittoni und wahrſcheinlich Maroni, für Japan Makin o.

Pari s, 30. Juni.
Oberſt Henry hat bei Dutaſta angefragt, ob die Deut-

ſchen ſich frei in den Straßen bewegen dürften. Eine Antwort
iſt noch nicht erfolgt. Der freie Verkehr wird aber um die
Hotels, die von den Deutſchen bewohnt werden, raſch wiederher-
geſtellt ſein.

HSrankreichs Sozialiſten gegen den Frieden
Paris, 30. Juni.

Der „Matin“ teilt mit, daß der Sozialiſtenbund des Seine
departements am Sonntag tagte. Mit 6800 Stimmen und
10 Stimmenthaltungen wurde eine Entſchließung ange
nommen, in der erklärt wird, daß die Sozialiſten in der
Kammer gegen den Friedensvertrag ſtimmen
ſollen. Eine andere Entſchließung erklärt, daß die Sozialiſten
Delegation am 14. Juli nicht an der Siegesfeier teil-
nehmen ſoll. Der 14. Juli bliebe für die Sozialiſten Frankreichs
ein Trauertag.

Geſchäfts telle Berlin: Bernburger Str. 80.
Eiaene Berliner Schriftleituna. Verlag und Druck von Otto Thiele, Halle-Saale
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Nach der deutſchen Sonnenwende
Von Arthur Dix.

Jm Spätſommer 1918, als erſt ein kleiner Kreis die
ungeheueren Gefahren des drohenden deutſchen Zuſammen
bruches erkannte und die Männer draußen im Schützen-
graben abgeſehen von der Ecke, an der ſich die folgen
ſchwere Kataſtrophe vom 8. Auguſt abgeſpielt noch keine
Ahnung vom kommenden Verhängnis hatten ſchrieb mir
ein junger Freund aus den Vogeſen von einer Natur-
beobachtung, wie man ſie draußen Dutzende von Malen
erlebt, ohne ſich irgend etwas dabei zu denken. Von einem
ganz finſteren Sonnenuntergang berichtete er, bei dem ihm
plötzlich Ahnungen deutſcher Zukunft aufgetaucht waren.
Aber dann ſchienen ſchließlich doch wieder die Sterne und
er ſuchte freundlicher zu ſymboliſieren. Dieſer Ausdruck
plötzlichen Ahnens bewegte mich umſo tiefer, als ich zu jener
Stunde die Jlluſion des nachfolgenden Umdeutens ins
Lichtvollere innerlich durchaus ablehnen mußte es ging
der deutſchen Sonnenwende entgegen. Die Nacht, die
ſchwarze (meldete ſich zum Triumph). Nacht wie Todes
ahnen, Dämmerung deckt die Lande. Zur Zeit der letzten
Sonnenwende brach ſie unerbittlich heraus, die Nacht für
Deutſchland. Heute haſchen wir ſehnſüchtig nach einzelnen
Sternen wiſſend, daß die Sonne uns Lebenden nicht
mehr ſcheinen wird.

Wie oft iſt wohl in den letzten Wochen daran erinnert
worden, daß die deutſche Geſchichte ein dauerndes Auf und
Ab, daß auch auf den 30jährigen Krieg und auf Jena und
Tilſit wieder Zeiten hohen Aufſtiegs gefolgt ſind. Daß ein
60-MillionenVolk nicht ſterben könne und daß der Friede
von Verſailles nicht von Beſtand ſein werde. Das ſcheint
ja gewiß: Dieſer Schmachfrieden iſt in ſeiner Vergewal-
tigungsform derart unerhört, daß er ſchließlich durch ſein
eigenes Uebermaß zerberſten muß. Aber die andere Frage
iſt, ob der Zuſammenbruch dieſes Friedens uns den erhoff-
ten Gewinn, ob er uns die Geneſung bringen, ob uns die
Sonne wieder ſcheinen wird.

Ein Stern leuchtete auf: Scapa Flow. Doch die fin-
ſtere Wolke des Weimarer Montags verdüſterte wieder alles.
Jſt unſer moraliſcher Sturz nicht viel zu tief, um eine bal-
dige Geſundung glauben machen zu können? Das iſt ja
doch das in Wahrheit Entſcheidende, daß der Krieg unſer
Volk ſchließlich um jeden ſittlichen Halt gebracht. Dies iſt
der wahre engliſche Sieg, die Zertrümmerung des deutſchen
Geiſtes, die Vermorſchung der deutſchen Seele. Greift man
zu hoch, wenn man heute 90 Proz. „Schieber“ in Rechnung
ſetzt? Und die Mehrzahl der Nichtſchieber durch Entbeh-
rung und Enttäuſchung entnervt, zermürbt. Jn ſeinem
erſten Aufſatz, den er nach ſeinem Rücktritt veröffentlichte,
betont Scheidemann, daß ſein Nachfolger ſich nur wegen
mangelnden moraliſchen Vertrauens zum deutſchen Volk zur
Unterſchrift entſchließen mußte und brandmarkte mit faſt
antiſemitiſcher Geſte die Haaſe und Cohn als die eigentlich
Schuldigen (die mit ruſſiſchem Gelde der Trotzki u. Gen.
das Volk verſeucht haben). So weit ſind wir.

Aus dem Oſten kam die Finſternis. Aus dem Oſten
kam die Ueberſchwemmung Deutſchlands mit politiſchen
Agenten, die uns das Mark aus den Knochen ſogen. Aus
dem Oſten kam der Zuſammenbruch. Der Oſten (Wien
ertötete den deutſchen Siegeswillen. Wie galliger Hohn
klingt es, wenn heute das Organ der ehemaligen Wiener
Hofjeſuiten „ſeinen“ Erzberger, dem jene ihre defaitiſtiſche
Politik eingeimpft hatten, über den grünen Klee lobt, weil
er „günſtige (1) Waffenſtillſtandsbedingungen“ er-
wirkt hätte und der Mann mit den Nervenkräften wäre,
Deutſchland (das er ſo tief hineingeritten!) wieder aus dem
Sumpf herauszuführen! Wird aus dem Oſten auch wieder
das Licht aufgehen? Dort iſt ein Reſt Preußen, dem die
Schmach am empfindlichſten brennt, der verraten und ver-
kauft iſt an die Polen, deren Sache den Hintermännern
Erzbergers ſtets wichtiger war als die deutſche. Werden
dieſe Preußen die Fähigkeit haben, ſich aufzurichten und ihr
Schickſal in die eigene Hand zu nehmen vorläufig ab-
ſeits des Reiches, das ſie verließ? Wird ein drittes Tannen-
berg dem erſten oder zweiten ähneln? Wird wie 1813 von
Königsberg und Breslau das deutſche Wiedererwachen aus
gehen? Wer wagt es heute zu hoffen? Wo ſind die Män-
ner, die uns den Weg zu neuer Freiheit, zu neuer Erman-
nung weiſen?

Deutſchland iſt ſeeliſch krank, totkrank. Daß es gleich
wohl noch deutſch denkende Männer gibt, zeigte Scapa Flow.

Ein Reſt von ihnen harrt noch heute aus im deutſchen Offi
zierskorps, ſehr zum Verdruß der Haaſe und Cohn. Und
noch harren trotz Rathenau und anderen Weltbeglückern die
führenden Männer des deutſchen Wirtſchaftslebens treu auf
ihrem Poſten aus, bereit, auch unter erſchwerendſten Um
ſtänden am deutſchen Wiederaufbau mitzuarbeiten.
hat trotz allem der zerſtörende Bolſchewismus ſich in
Deutſchland nicht zur Herrſchaft aufzuſchwingen vermocht.
Möglich, daß der furchtbare äußere Druck uns doch noch
zuſammenſchweißt und ſtählt und aufrafft. Möglich auch,
daß dem oſt und mitteleuropäiſchen Chaos ein Weltchaos
folgt, aus dem Deutſchland früherer und ſicherer zur Ord

W r W e r nnach den Sternen nſere Sonne ſchwer dſie unz Lebenden wieder leuchten.

Noch



Die Abtretung im Oſten
Von unſerem khf-Sonderberichterſtatter.)

Becelin, 39. Jumt.
Mit der Unterzeichn ung des Friedensvertrages iſt die

Abtrennung eines großen Teiles von Weſtpreußen und
Poſen von Deutſchland und ihre Angliederung an den
polniſchen Staat grund ſätzlich anerkannt worden. Die
Folgerungen aus dieſem erzwungenen Zugeſtändnis müſſen ge
zogen werden. Indeſſen bleibt im Oſten alles beim alten. Die
im Februar feſtgelegte Linie wird auch während der nächſten
Wochen von beiden Teilen anerkannt werden müſſen und die
preußiſchen Behörden verſehen in den der Abtrennung ver
fallenen Gebieten weiter ihre Funktionen. Ebenſo wird das
deutſche Militär noch die Grenzen beſetzt halten. Man
darf erwarten, daß auch die polniſchen Bewohner Ueber
griffe zu vermeiden wiſſen, da ſonſt die Auseinander
ſetzungen ſich bedenklich zuſpitzen müßten. Wenn keine
Zwiſchenfälle eintreten, wird die Uebergabe aus deutſcher in pol
niſche Hand erſt dann vor ſich gehen, wenn der Friedensvertrag
ratifiziert und daraufhin ein allgemeines Einvernehmen
awiſchen beiden Vertragsbeteiligten erzielt ſein wird. Das dürfte
in 3 bis 4 Wochen der Fall ſein. Dann eerſt wird die Ueber
gabe der deutſchen Verwaltung und des ſtaatlichen Eigentums
an das polniſche Reich erfolgen. Für den preußiſchen Teil werden
die bisherigen Oberpräſidenten Schnackenburg und
v. Bülow als Staatskommiſſäre mit außerordentlichen Voll
machten ernannt, um die preußiſchen Jnteveſſen zu vertreten.

(Von unſerem hf.-Sonderberichterſtatter.)
Königsberg, 830. Juni.

Jnfolge der kevorſtehenden Abtrennung herrſcht unter den
Bewohnern des Kreiſes Ragnit nördlich der Memel
große Beſtürzung. Die Kreisſparkaſſe wurde von Hun-
derten geſtürmt, die infolge der Loslöſung den Verluſt ihrer
Einlagen befürchten.

Energiſches Eingreifen
Verhaftungen von Kommuniſten.

(Von unſerem hkf-Sonderberichterſtatter.)
Berlin, 30 Jnnt.

Heute abend wurde eine große Zrhl Kommuniſten ver
haftet, teils durch die Staatsantwa tſchaft, teis durch die
Garde HovallerieSchützenDiviſion. Unter anderen wurde auch
der beannte Kommuniſtenführer Herfurt feſtgenommen, der
fich bei ſeiner Verhaftung energiſch wehrte. Der Verkehrsſtreik
iſt heute nachmittag Gegenſtand der Beratungen im Reichs und
preußiſchen Kabinett geweſen. Jn beiden Sitzungen ſind die für
den Fall von Ausſchreitungen zu treffenden Maßnah-
men von der Regierung beſchloſſen worden.

Hamburg vor der Beſetzung
Von unſerem hk.-Sonderberichterſtatter.)

Hamburg, 30. Juni.
Die Regierungskruppen werden unter Lettow-Vorbeck

morgen früh zegen 5 Uhr n Hamburg einrütken und
zwar ven verſchiedenen Seiten her, im Oſten von Wandsbeck,
im Weſten von Bahregfeld und im Südoſten von Winter
hude her.

Heute erfolgte die Beiſetzung eines Teiles der bei dem
Putſch getöteten 62 Otfer. Tie Toten wurden in dem gemein
ſamen Grabe neben den Opfern der Revolution vom November
beigeſetzt.

Die Durchſuchung nach Waffen wird in der ganzen
Stadt ſhſtematiſch durchgeſetzt. Auch die Straßenbahnwagen
werden angehalten und die Fahrgäſte nach Waffen durchſucht.
Gr e Vorräte wurden bereits beſchlagnahmt.

Unruhen in Bielefeld
Von unſerem h. -Sonderberichterſtatter.)

Bielefeld, 30. Juni.
Die Unruhen wegen der hohen Lebensmittel-

preiſe haben heute eine Fortſetzung in ſchärfſtem Maße er
fahren. Es kam zu blutigen Zuſammenſtößen, bei
denen von der Schutzwache und von Handgranaten Gebrauch ge
macht werden mußte.
und etwa 10 verwundet. Um 2 Uhr nachmittags war es den

Tophright bh Carl Duncker 1918. (Nachdruck verboten.)

Das grüne Kuvert
Erzählung von Otfried von Hanſtein.

„Jch darf Jhnen weiter nichts ſagen. Sie werden das
alles ſchon erfahren, wenn Sie es nicht beſſer wiſſen als ich.
Nur ſoviel will ich Jhnen mitteilen, daß der Haftbefehl
Jhnen von Deutſchland nachgeſchickt worden iſt, und zwar
auf Antrag des Kommerzienrats Rodewald in Berlin.“

„Das iſt nicht wahr.“
„Jch muß Sie bitten, in Jhren Aeußerungen vorfſich-

tiger zu ſein und nicht einen Beamten der Lüge zu bezich-
tigen. Und nun kommen Sie gutwillig mit, oder wollen Sie
wirklich, daß ich Jhnen Handſchellen anlege?“

Er nahm ein paar verdächtige Dinger aus ſeiner Taſche,
aber Arnold, der wie verſtört war, wehrte ab.

„Nein, nein. Wenn Sie wirklich ein Kriminalkom-
miſſar ſind, ich leiſte ja keinen Widerſtand aber ich bin
ja ganz faſſungslos. Jch habe gar keine Erklärung. Jch
bin von meinem Chef hierher geſandt. Jch kenne von ihm
nur Beweiſe ſeines Vertrauens und nun, in dem Augenblick,
wo ich mich ſeines Auftrages entledigen will, treten Sie
mir mit einem Haftbefehl gegenüber für den mir jede Er-
klärung fehlt, denn ich bin mir keiner Schuld bewußt

„Um ſo beſſer für Sie, aber wir haben keine Zeit. Sind
das Jhre Papiere?“

„Ja.“
Der Kommiſſar kak ſie und Arnolds kleine Reiſehab-

ſeligkeiten in die braune Ledertaſche.
„Nehmen Sie Jhren Hut und Mantel. Stock und

Taſche trage ich. Und nun gehen Sie voran. Aber machen
Sie mir keinen Fluchtverſuch. Hier ſehen Sie, in der Hand
habe ich einen ſcharf geladenen Revolver. Jch will ihnen als
gebildetem Manne nur die Schande erſparen, Handfeſſeln

11)]

tr vW Ee Tag mik geſenktem Kopf und wagte es nicht, nach der

Hoteloffice zu ſchielen, hinter der der Direktor ſtand und ihn

Dabei wurden einige Perſonen getötet

Kommuniſten gelungen, die geſamten Waffenvorräte der Polizei
und Sicherheitswehr in ihre Hand zu bringen und das Rathaus
zu beſetzen. Die Spartakiſten ſind vollſtändig Herren
der Lage.

Waffenverkauf
Eine Verordnung Noskes.

Berlin, 80. Juni. (Amtlich).
Beſondere Vorkommniſſe veranlaſſen mich auf Grund 8 9 b

des Geſetzes über den Belagerungszuſtand allen, im
Bereiche des Belagerungszuſtandes gelegenen Waffen und Muni
r owie Zwiſchenhändlern jegl Verkauf vonWaffen, Munition und Sprengmitteln zu unterKe heſeeſedorhandelnte werden mit S&efangnis bis zu einem

mache die Polizeibehörden für die Ueberwachu durd dieſes Verbotes verantwortlich. W e
e

Der BolſchewiſtenKrieg

vie Amſterdam, 30. Juni.ie Armee des Generals Den ikin macht auf einer Front
900 Meilen zwiſchen dem Kaſpiſchen Meere und der

Fortſchritte. Die Bolſchewiſten haben
Ugorod, etwa 50 Meilen nördlich Charkow, geräumt. Der
von Charkow ſteht unmittelbar bevor. Wie verlauket, iſt
der Oſtteil von Zariz h n von den Truppen Denikins ein

r worden er linke Flügel Denikins hat Pawograd erreicht, und der Vormarſch dieſes Flügels bedroht die

a
allen Stellen

haben Feodoſia in aller Eile geräumt.
Helſingfors, 30. Juni.

Die Bolſchewiſten entwickelten eine geſteigerte Tätig-
keit. Südlich des Finniſchen Meerbuſens iſt Krasnaja
Gorka erneut in ihre Hände gefallen. Am Syſterbeck, wo
ſie Verſtärkungen erhielten, wurden zwei Verſuche, Brücken über
den Fluß zu ſchlagen, durch finnländiſches Feuer vereitelt. Amnördlichen Ladogaufer erſchienen ſieben bolſchewiſtiſche Fahrzeuge

vor Vitelio (7). Aufgebotene Mannſchaften beſetzten den Ort und
e dadurch die rückwärtige Verbindung des Olonezer Frei-
orps ab. Der finnländiſche Generalſtab iſt in den Beſitz eines

Angriffsplanes gelangt, der die Eroberung des ſüdlichen Finnland mit den Städten Wyborg und Helſingſors durch eine Streit-
kraft von 25 000 Mann vorſieht und mit der Unzuverläſſig-
keit der regulären finnländiſchen Truppen rechnet

t

Die hinausgeworfenen Türken
Paris, 29. Juni.

Clemencean richtete am 28. Jnni ein Schreiben an die
tärkiſche Delegation, in dem er mitteilte, daß die
alliierten und aſſoziierten Mächte der türkiſchen Delegation für
die der Friedenskonferenz unterbreiteten Mitteilungen
dankten. Dieſe Mitteilungen ſeien ſorgfältig erwogen wor
den. Da ſie jedoch internationale Fragen aufwerfen,
und eine ſofortige Beſchlußfaſſung leider unmöglich ſei, ſeien die
alliierten und aſſoziierten Mächte in der Anſchauung, daß eine
Verzögerung unvermeidkich iſt, der Anſicht, daß
durch die Verlängerung des Aufenthaltes der Delegation in
Paris zurzeit nichts gewonnen werde. Die alliierten und aſſo
ziierten Regierungen würden jedoch nicht verſäumen, ſich ſo
fort mit der türkiſchen Regierung zu weiterem Ge
dankenaustauſch in Verbindung zu ſetzen, und ver
ſprächen ſich davon günſtige Ergebniſſe.

Die Bekleidung der Reichswehr
Die Revolution hat ja mancherlei Neuerungen gebracht, ob

ſie alle gut ſind, das laſſen wir freilich dahingeſtellt. So gibt
man denn auch unſerem Militär neue Abzeichen und anderes.
Es iſt wirklich zweifelhaft, ob ſie zweckmäßiger und beſſer als
die alten ſind, auch ſchöner ſind ſie auf keinen Fall. Die Haupt
ſache eines Heeres iſt doch nicht die Kleidung, ſondern der
innere Kern der Truppe, die Diſziplin, die Zuverläſſigkeit, die
Treue und Hingabe, wie wir ſie in unſerem alten Heere hatten.
Ob die jetzt mit der neuen Uniform auch erneut, vertieft und
gefeſtigt wird, das möchte ich doch ſehr bezweifeln

Das Grundtuch der neuen Uniform iſt feldgrau geblieben.
Die Abzeichen der Reichswehr beſtehen aus einem weiß-
metallenen Eichenlaubkranz, der die deutſche Kokarde der Mütze
umgibt, aus abnehmbaren Armſpiegeln auf beiden Oberarmen
am Feldrock und Mantel, auf dem der Truppenteil durch ſeine
Nummer verzeichnet iſt, und ſchließlich aus den Schulterſchnüren,
die ſtatt der bisherigen Achſelklappen auf Rock und Mantel an
gebracht ſind. Wehrleute, Gefreite und Obergefreite tragen
feldgraue, alle Unteroffiziere und Offiziere Schnüre aus Draht
geſpinſt und zwar bis zum General ſilberne, Generale matt
goldene. An den Schulterſchnüven der Wehrleute ſind feldgraue,
an denen der Unteroffiziere mattſilberne, der Offiziere ſilberne,
der Generale goldene Schieber.

Ala Den anderen Gäſten fiel das Paar weiter
nicht auf.

Vor der Tür ſtand ein Wagen.
„Jch denke, es iſt Jhnen lieber, wir fahren, freilich

müßte dies auf Jhre Koſten geſchehen.“
„Jch bitte darum.“
Sie ſtiegen in das geſchloſſene Gefährt. Arnold war

die Luſt am Schauen vergangen, und der Kommiſſar, der
kein Wort weiter ſprach, hielt ſein Handgelenk mit ſeiner

echten umfoßt wohl um ihm die Luſt zu nehmen, gelegent-
ich dem Wagen zu ſpringen und einen Fluchtrerſuch zu

ma
Die Fahrt dauerte endlos, bis dann die Droſckke auf

dem abgeſchloſſenen Hof eines altersgrauen, feſtungsähn-
lichen Gebäudes, der Polizeidirektion, hielt.

„Wir ſind da, nun kommen Sie.“
Willenlos ſtieg er hinter dem Beamten die Steintreppe

empor und wurde durch ein Wachtlokal, in. dem eine Anzahl
uniformirter Konſtabler ſaß. in ein Büro geführt, wo ihm
ein älterer Herr mit durchaus freundlichen Zügen entgegen-
trat.

Der Kommiſſar meldete: „Arnold Becker aus dem
Hotel Dagmar, Herr Direktor.“

„Es iſt gut. Jch danke.“
Er wandte ſich zu Arnold.
„Sie geben es zu, Arnold Becker zu heißen und aus

Berlin zu ſein
„Gewiß: aber
„Einen Augenblick, Sie können gleich fragen. Kennen

Sie in Berlin den Kommerzienrat Rodewald?“
„Gewiß, er iſt ja mein Chef.“
„Gut. Henderſon, telegraphieren Sie ſofort nach Ber

lin, daß der Geſuchte eingeliefert iſt. Und nun? Was
wollten Sie fragen?“

Der alte Herr hatte etwas ſo ruhiges, wohlwollendes in
ſeiner Stimme und in ſeiner ganzen Art, daß Arnold un-
willkürlich Vertrauen faßte.

Verbindung der Bolſchewiſten mit der Krim. Die Bolſchewiſten

Die neuen DienſtgrababzekchegDienſtgräde in mattſilbernen, einen meter
an den Aermeln des Feldrocks und 7

nach oben),
ſetzten breiten Winkel, Oberfeuerwerker denſelben

reiten und 1 Zentimeter

Leutnants einen, Oberleutnants Hauptleute und
Rittmeiſter Streifen; bei den z und
ſind die Streifen zu einer Spitze oben gebogen. Majore

zwei einfache Streifen; Generalen beſteht
geſetzte aus fünf Streifen, Generalleutnants
Generale der Infanterie uſw. Fyrt einfache Streifen darüber
An den Drillichröcken und jacken werden die gleichen Abzeichen
in der bisherigen 7 Millimeter breiten Borte getragen.

Die Bekleidungsſtücke ſind der Stahlhelm, die Feld
mütze, die Dienſtmütze nur für die Heimat, wenn nicht Stahl

lm oder Feldmütze befohlen der Feldrock, Halsbinde,rillichzeug, tdel, Stiefelhoſe für alle Waßſen lange feldgvwaue

Tuchhoſe für alle Waffen, jedoch ohne Vorſtoß. Die Fuß
bekleidung beſteht für Unberittene aus ſchweren ür
ſchuhen mit feldgrauen Wickelgamaſchen, für Berittene aus hohen
Lederſtiefeln, außerdem haben alle Waffen leichte Schnürſchuhe.

Se ſhcüe t Wentene en Anchnalle und gewere m als Seitenwaffe für alle Angehörige
der Reichswehr iſt das kurze Seitengewehr, übergeſchnallt am
Koppel, eingeführt.

Auch für die Grußpflicht ſind neue Beſtimmungen er
laſſen worden. Dabei iſt bemerkt, daß der militäriſche Gruß
nicht ein Zeichen des Zwanges und der Unterwürfigkeit, ſondern
der Ausdruck der Kameradſchaft und Zuſammengehörigkeit im
Heere iſt. Vorgeſetzte und Untergebene haben ſich gegenſeitig zu
grüßen, aber einen einſeitigen Grußzwang gibt es nicht, beide
ſind zum Gruß verpflichtet. Der Gruß wird von allen Heeres
angehörigen in der Bewegung im Stehen und Sitzen durch An
legen der rechten Hand an die Kopfbedeckung ausgeführt. Nur
beim Anzug mit Gewehr, ohne Kopfbedeckung oder bei Behinde
rung der rechten Hand wird der Gruß durch Stillſtehen, Still
ſitzen oder Vorbeigehen in gerader Haltung erwieſen.

Politiſche Streiflichter
Die Landarbeiter unter dem Zwange der „neuen Frei

heit“. Aus der Gegend von Striegau wird uns berichtet:
Hier wird jetzt die Hackarbeit auf dem Rübenfeld vorge-
nommen, es wird nach Akkord gearbeitet. Da iſt es vorge-
kommen, daß Frauen und Mädchen arbeiten wollten zu
Zeiten, die außerhalb der üblichen Arbeitszeit liegen, die
aber den Frauen wegen ihrer häuslichen Obliegenheiten
bequem waren. Daran ſind ſie durch weibliche ſozialdemo
kratiſche Aufpaſſer gehindert und ihnen außerdem 50 Pfg.
Strafe für die Parteikaſſe abgepreßt worden. Die Land
arbeiter ſehen nun ſchon, daß die kommende ſozialiſtiſche

Unfreiheit mit den Arbeitszeiten an, ſpäter wird im
ſozialiſtiſchen Staate die freie Berufswahl notwendiger-
weiſe aufhören müſſen. Die Lebensmittelzwangswirtſchaft,
deren üble Seiten die Landarbeiter ja hinreichend kennen
gelernt haben, ſoll bekanntlich nicht nur beibehalten, ſon
dern ſogar noch verſchärft werden. Freilich ſind viele Land
arbeiter, die ſozialdemokratiſch gewählt haben, höchſt er-
ſtaunt, wenn ſie hören, daß es gerade ihre Miniſter und
Parteileute, die Abgeordneten, die ſie in die Nationalver
ſammlung, den Landtag oder Kreistag geſchickt haben, ſind,
die noch auf Verſchärfung hinarbeiten. Das haben ihnen
die ſozialdemokratiſchen Agitatoren wohlweislich ver-
ſchwiegen, ja, es ihnen womöglich ſo dargeſtellt, als könnten
ſie durch die Wahl von Sozialiſten eine ſchnelle Beſeitigung
der Zwangswirtſchaft erreichen. Und nun ſehen ſie unter
der „neuen Ordnung“ allenthalben den unerträglichen
Zwang!

m

„Jch bitte Sie, Herr ich weiß nicht, mit welchem
Titel ich Sie anreden darf haben Sie Erbarmen. Man
verhaftet mich in dem Augenblick, als ich im Begriff ſtehe,
einen Auftrag meines Chefs auszuführen, auf den ich ſtolz
war. Jch habe keine Ahnung, was der Grund dieſer Maß
nahme ſein kann. Es muß irgend eine furchtbare Ver-
wechſelung vorliegen. Jch bitte Sie, geben Sie Aufklärung
darüber.“

Mit ſeinem liebenswürdigen Lächeln erwiderte der Alte:
„Jch bedauere aufrichtig, Jhnen gar nichts ſagen zu kön

nen, denn ich weiß ſelber nichts. Vor zwei Stunden erhiel-
ten wir eine Depeſche von der Berliner Kriminalpolizei, in
der wir erſucht wurden, nach einem gewiſſen Arnold Becker,
der vielleicht im Hotel Dagmar abgeſtiegen ſein ſoll, zu
fahnden, da derſelbe auf Anſuchen des Kommerzienrats
Rodewald zu verhaften ſei. Weiter weiß ich gar nichts und
habe, wenn ich jetzt meine Depeſche aufgebe, meine Pflicht
erfüllt. Jch muß Sie in Haft behalten, bis wir weitere Wei
ſungen aus Berlin erhalten, die ja im Laufe des Tages kom-
men werden.

Jm übrigen, machen Sie ſich keinerlei Sorge. Wenn
Sie, was ich Jhnen von ganzem Herzen wünſche, ein gutes
Gewiſſen haben, dann wird ſich ja alles aufklären. Jm
übrigen ſtehen Sie unter dem Schutze der däniſchen Geſetze,
und Dänemark liefert nur wegen ſchweren Verbrechen aus.
Jſt alſo Jhr Gwiſſen rein, dann haben Sie durchaus nichts
e ten. Henderſon führen Sie den Häftling in

e 17.
„Herr
„Jch bitte, mich zu entſchuldigen.“
Jmmer liebenswürdig und ſtets das gleiche wohl

wollende Lächeln auf ſeinem Geſicht, verſchwand der freund
liche Herr im Nebenzimmer, und Arnold blieb nichts übrig,
als dem Wachmann, der kein Wort Deutſch ſprach, zu folgen.
Sie gingen durch allerhand Korridore, bis er einem Shlie-
ßer übergeben wurde, der ihn in eine kleine, ſehr karg aus
geſtatt t Lelle brachte und hinter ihm zuſchloß.

Fortſetzung folgt.

„Ordnung“ den Zuchthausſtaat bedeutet. Jetzt frage d
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Staodtverorönetenſitzung in Halle
Dauerſitzung preſſeſtreiß Sür und wider Theaterdirektor Sachſe

C

Be geſtrige zog ſich durch ausgedehnte Debatten wieder ungewöhmich in die Länge. Als die
Ausſprache über die Lebensmittelteuerung in der neunten Abend
ſtunde noch keine Ausſicht auf Beendigung bot, beſchloſſen die
Vertreter der Preſſe um 8.15 Uhr einſtimmig von
einer weiteren Berichterſtattung über die Sihung Abſtand an

ſitende gibt bekannt, daß die unbeſoldeken Stadtgite eke nd r n ihre Aemter der Stadtverordneten
Verſammlung zur Verfügung r tellt haben. Weiter wird Mit
teilung gemacht daß die Kut ſcheidung der Regierung betr.
die Exiſtengfrage des hieſigen Arbeiterrates auf die Anfrage des vt. Minner vom 19. Mai beim Magiſtrat einge-

angen iſt. Ueber die Angelegenheit ſoll in nächſter Sitzung ver-
rden. Weiter liegt eine Eingabe eines Werkmeiſters

Straßenbahn auf anderweitige Stellung vor; die
Petitionsausſchuß überwieſen. Eine Ein

abe Haler die A

Mittelſchule derMädchen
bei der Auswahl finden mögen. Diegen Berüdſichtigung

hieſigen Naturheilvereine bitten, bei der Errichtun P ine s
geſundheitlichen Wohlfahrtsamtes ertreter9 aller Geſundheits- und Naturheilvereine hinzuzuziehen; die
Petition wird dem Sozialen und dem Rechts und

ausſchuß überwieſen. Ein
erfaſſungs-

Geſuch der Magiſtratshilfs-
beamten geht dahin, alle Hilfsbeamten, die ſich in einer zehn

jährigen Dienſtzeit bewährt haben, zu Magiſtratsbüroaſſiſtenten

faſſungsausſchuß zu überweiſen. Es liegt weiter ein Ge
uch der „Freien Jugend“, Ortsgruppe Halle, vor um Ueber-

ſung an Räumen, desgleichen drei Anträge des Stdtv.
Splett, die ſich mit der Jugendfrage und einer anderweitigen

uſammenſetzung des Hauptausſchuſſes des Jugendamtes be-
aſſen. Weiter liegt vom Verein für Jugendliche ein Geſuch

bor, ihm Unterkunftsräume zur Verfügung zu ſtellen. Ober-
bürgermeiſter Rive verpflichtete den an Stelle des ausgeſchie-
denen Stdtv. Hoffmann (Dtſchnat.) neu eintretenden Bergrat
Schrader (Dtiſchnat.) und führte ihn in ſein Amt als Stadt
berordneter ein. Ein Dringlichkeitsantrag der Unabh. ſoz.
Fraktion betr. die Preisherabſetzung für Obſt, Gemüſe, ch
de rifch ſoll als letzter Punkt der Tagesordnung beha
werden.

Alsdann wird in die eigentliche Tagesordnung eingetreten:
Jnfolge Auflöſung der Stadtverordneten- Verſammlung
die Stadtverordneten Hüllemann, Reiling und Völker aus

m Schulausſchuß für das ſtädtiſche Lyzeum nebſt Studien-
anſtalt und die ſtädtiſche Frauenſchule ausgeſchieden. Die Ver
ammlung wählt die Stadtvv. Kreisſchulinſpektor Buſſe,
tudienrat Ho s und Frl. Schrecker in den Schulausſchuß.

Einheitstarif für die Straßenbahn.
Entſprechend dem Beſchluſſe der StadtverordnetenVer

fammlung vom 16. Juni beantragt der Magiſtrat erneut, der
on ihm am 20. Mai vorgeſchlagenen Tariferhöhung für

die Straßenbahn unter Berückſichtigung der
vom Haushaltsausſchuß am 12. Juni m Abänderungen

ſtimmen. Hiernach würden auf ſtädtiſchen Straßen
n vom 1. Juli d. J. ab zu erheben ſein:
Bei Einzelfahrten: Bis zu 8 Teilſtrecken 20 7 für mehr

als 8 Teilſtrecken 25 Pfg.; Monatskarten: Bis zu 7 Teilſtrecken
14 Mk., für mehr als 7 Teilſtrecken 22 Mk.; Arbeiterwochen
karten ohne Rückſicht auf die Zahl der Teilſtrecken 1,50 Mk.
Schülerwochenkarten, desgleichen, 1,25 Mk.; Arbeiterwochen
karten für 1 Fahrt vor 8 Uhr morgens an den 6 Wochentagen
0,75 Mk.; Sonderwagen: Kleine Motorwagen und Anhänger:
Grundpreis für 1 Teilſtrecke 8 Mk., mindeſtens jedoch 9 Mk.,;
greß Motorwagen: Grundpreis für 1 Teilſtreße 4 Mk., min-

eſtens jedoch 121 Mk.; Beamtenfahrkarten: Für 12 Fahrten
2 Mk. für 24 Fahrten 4 Mk.; Fahrſcheinhefte (ohne Vergünſti-
gung) mit 10 Fahrſcheinen für 3 Teilſtrecken 2 Mk. Poſtmarken
r Vergünſtigung) für 8 Teilſtrecken: 20 Pfg.; Straffahr-
geld: 2 Mk.

Stadtv. Ritter empfiehlt namens des Haushabltausſchuſſes,
die Magiſtratsvorlage dahin abzuändern, daß bis zu drei Teil-
ſtrecken nicht 20 Pfg. und für mehr als drei Teilſtrecken nicht
25 Pfg. erhoben werden ſoll, ſondern für alle Strecken einen
Einheitstarif von 20 Pfg. einzuführen. Hervorzuheben ſei hier noch, daß neben den Arbeitern auch alle
Beamte und Angeſtellte, die kein Einkommen von mehr als
4000 M. beziehen, Anſpruch haben auf Fahrpreisermäßigung.
Oberbürgermeiſter Rive weiſt die Verſammlung auf den
Rechtsſtandpunkt betr. die verbilligten Wochenkarten für An
geſtellte hin. Geſetzlich beſteht die Vergünſtigungsmöglichkeit
nur für Karten, die von Handarbeitern, Arbeitern m

Für Angeſtellte, Beamte uſw.
würde die Wochenkarte mit der Steuer belegt werden müſſen.

e Es wird beſchloſſen, das Geſuch dem Rechts und

Der entſprechende Beſchluß würde ferner bewirken, daß künftig
an Handarbeiter, die mehr als 4000 M. Einkommen haben, keine

Wochenkarten mehr abgegeben
Ziegler (Dſchnat.) hält es für durchaus richtig, daß man
heute, dem ſozialen Gedanken folgend, die Grenze auch für

Arbeitervergünſtigungen auf 4000 M. feſtſetzt, und darunter
allen Angeſtellten Verbilligungen ſchafft. Die Vorlage wird
angenommen.

werden können. Stiadtv.

Die Jntendanz des Stadttheaters
Die Anſtellung des Jntendanten für das Stadttheater, die

auf der Tagesordnung der nichtöffe ntlichen Sitzung ſteht,
wird auf Antrag des Stadtv. Koenen in die öffentliche
Sitzung verlegt, nachdem der Vorſitzende der Verſammlung
die einſchlägigen geſchäftsordnungsmäßigen Beſtimmungen der

Städteordnung zur Kenntnis gebracht hat. Stadtv. Brinkmann
berichtet namens der Theaterdeputation über die Vorlage. Der
h Magiſtrat hat der Vorlage folgende Begründung beigegeben, die

wir hier im vollen Wortlaut wiedergeben möchten.

Die StadtverordnetenVerſammlung hat am 11. d. M. den
Ankrag des Magiſtrats, das Stadttheater am 1. September 1920

in die eigene Regie der r nehmen, mit der Ab
weichung angenommen, daß die eigene Regie bereits am 1. Sep

tember 1919 beginnen ſoll. Der Magiſtrat hat dieſem n
kogeſtimm: und dem Erſuchen der Verſammlung, die Aufhebung

des mit Herrn Direktor Sachſe bis zum 81. Auguſt 1820 be
ſtehenden Theaterpachtvertrages für den 81. Auguſt 1919 herbei-
zuführen und die Jntendanz des Stadttheaters vorzubereiten
ſentſprochen. Beiden Zwecken ſoll der anliegende Vertragsent
wurf dienen. In ihm beantragen wir, Herrn Direktor Sachſe
vom 1. September 1919 ab als Jntendanten anzuſtellen. Herr
Sachſe leitet das Stadttheater ſeit dem 1. September 1915. Jn

ieſem faſt vierjährigem Zeitraum, von dem überdies jedes der
ten 8 Jahre als gangzjährige Spielzeit in n kommt, hatz in bahnen und ch ſowie in

ebensmitteldebatte
ſozialer Begiehung diejenige Beſchaffenheit gezeigt das
volle Vertrauen zu ſeiner Berufung als Jntendant rechtferti
Jn r mit der Theaterdeputation erwarten w
auf Grund genauer Kenntnis ſeines Könnens und Wollens, daß
er die Leiſtungen, die er gemäß ſeinem bisherigen Vertrage als
Unternehmer zuwege gebracht hat, in Verbindung mit den
neuen Kräften der ſtädtiſchen Regie als Jntendant übertreffen
wird. Selbſtverſtändlich verhehlen wir uns nicht, die Einwen
dungen, die ſich auch eegen ſeine Theaterleitung ſtellenweiſe
tend e aben, a es wird, abgeſehen davon, daß ſelb
die lſte terleitung nie einwandfrei ſein wird, unbe
ſtritten bleiben, daß die Zeit unſeres Stadttheaters ſeit 1915 in
ihrem künſtleriſchen Geſamtergebnis der früheren Zeit weit
überlegen iſt. Dieſer Erfolg fällt um ſo ſchwerer ins Gewicht,
als er unter den unaufhörlichen und kaum zu überwindenden
Vedrängniſſen der Kriegszeit erzielt wurde. Ermöglicht die
Friedenszeit die ungeſtörte Entfaltung der Kunſt und den ge
icherten Gang der Verwaltung, ſo wird manche der bisherigen
Einwendungen gegenſtandslos und für Herrn Sachſe erſt die
volle r zur Betätigung ſeines ganzen Könnens ge
ſchaffen werden. Er hat in Kriegszeiten das relativ Beſte voll
bracht und wird in Friedenszeiten das abſolut Gute hervor
bringen. Die in der Perſon des Herrn Sachſe liegende Ge
währ hat die Thegaterdeputation und den Magiſtrat zu dem
Vorſchlage ſeiner Berufung in die Jntendanz geführt. Aller
dings iſt es eine Unmöglichkeit, die eigene Regie am 1. Sep-
tember 1919 einzuführen und für denſelben Zeitpunkt die Wahl
eines Jntendanten aus einem großen Kreiſe von Bewerbern
durch Ausſchreibung der Stelle zu ermöglichen. Dieſe Sachlage
dürfte jedoch unter keiner Bedingung zur Wahl des Herrn
Sachſe führen, wenn ſeine Berufung nicht als eine zweifelsfrei
gute Wahl gerechtfertigt wäre. Anderenfalls würde nichts übrig
bleiben, ols den gegenwärtigen Pachtvertrag unter Uebernahme
des finanziellen Riſikos ſeitens der Stadt bis zum 1. Sep
tember 1920 fortzuſetzen, und in der Zwiſchenzeit die Aus
chreibung zu bewirken, aber auf die Einführung der eigenen

egie ſchon am 1. September 1919 zu verzichten. Dieſen Weg
hat die StadtverordnetenVerſammlung durch ihren Beſchluß
bereits abgelehnt, und die Wahl des Herrn Sachſe wird nicht
aus einer Zwangslage heraus, ſondern aus der freien Ueber-
zeugung einer guten Wahl und auf der Grundlage eigener
Kenntnis, wie ſie gegenüber keinem fremden Bewerber gewonnen
werden könnte, empfohlen, Beworben hat ſich Herr Sachſe um
die Stelle nicht. Auf diesſeitige Anfrage hat er ſich bereit er
klärt, in Verhandlungen über einen Jntendanzvertrag einzu
treten, ſofern ihm die Bedingungen, welche der Gemeindebeſchluß
feſtſetzen wird, annehmbar erſcheinen und dadurch das Ver
trauen der ſtädtiſchen Körperſchaften zum Ausdruck kommt, ohne
das er ſeine neue Tätigkeit zuverſichtlich nicht beginnen kann.“

Der Berichterſtatter der Theaterkommiſſion, Stdtv. Brink
mann, ſpricht ſich gegen die Vorlage aus, die eine An
ſtellung des Theaterdirektors Sach ſe als Jntendanten auf
4 Jahre vorſieht. Jn der Theaterkommiſſion iſt die Vorlage
mit 6 gegen 4 Stimmen angenommen worden. Berichterſtatter
führt aus, daß die Begründung des Magiſtrats zu der Vorlage
das Lob des Herrn Sachſe in allzu hohen Tönen ſingt. Etwas
weniger Lob wäre mehr Lob geweſen. Es iſt keineswegs ſo,
daß die Widerſacher Herrn Sachſes ſich lediglich aus den „ber
kannten Dichtern“ in Halle und den früheren Mitgliedern des
Richardſchen Enſembles zuſammenſetzen, die jetzt irgendwo ein
Konſervaterium eröffnet haben und Singſtunden erteilen
(Dieſe Bemerkungen ſpielen unſeres Wiſſens auf Aeußerungen
Obebürgermſtr. Dr. Rives in der Sitzung der Theater
deputation an. D. Red.), ſondern es gehören wirklich
weite Kreiſe ernſter Kunſt- und Theaterfreunde zu dieſer
Gegnerſchaft. Vor allem aber iſt zu bedenken, daß bei der An
ſtellung Direktor Sachſes ſ. Zt. das finanzielle Moment nicht
ohne ausſchlaggebenden Betracht blieb; die damalige Ausſchrei-
bung bedingte bekanntlich die Hinterlegung einer Kaution von
20 000 M. Es wäre ungerecht, dieſen Zuſtand um Jahre zu
verlängern. Herr Dir. Sachſe hat erklärt, daß er ſich auf eine
einjährige Jntendanz nicht einlaſſen und im Falle einer Aus
ſchreibung nicht bewerben werde. Man ſoll mit Herrn Sachſe
verhandeln, ob er bis zum Auguſt 1920 Jntendant werden will.
Redner betont, daß nach der künftigen Einteilung der Geſchäfte
die Theaterdeputation das Theaterregiment
führen werde. Jm Auftrage des Haushaltsausſchuſſes em
pfiehlt Stadtv. Bock die Vorlage. Stadtv. Herold (Dtſchn.)
ſtellt den Antrag, die Beſetzung des Jntendanten-
poſtens auszuſchreiben, und führt aus: Dieſelbe
Frage, vor der wir augenblicklich mit der Anſtellung eines
Theaterintendanten ſtehen, iſt unlängſt in Nordhauſen gelöſt
worden Man hat es dort nicht ehrenrührig gefunden, was einem
bei uns in dieſer Richtung peinlich erſcheint. Die ganze Vor-
lage krankt daran, daß ſie ſich auf eine Perſon feſtlegt und jede
Löſung der Frage unter dieſem Geſichtspunkte betrachtet. Was
ſagen die Herren und Damen vom anderen Ufer dazu, daß ihr
demokratiſches Prinzip in dieſer Angelegenheit ſo völlig miß-
achtet wird? Wo bleibt die Anwendung des Satzes: Freie
Bahn allen Tüchtigen!? Es ift aus grundſätzlicher Er-
wägung zu fordern, daß die Stellung ausgeſchrieben wird; es
darf jedenfalls nicht im Voraus darüber verfügt werden. Die
Vorlage bringt in ihrer Begründung überſchwengliche
Worte der Anerkennung. Was wäre geworden, wenn die
urſprüngliche Magiſtratsvorlage durchgekommen wäre? Dann
hätte Herr Dir. Sachſe ſeine Stellung bis 1920 auch innehalten
müſſen. Nachdem dieſe erſte Vorlage durch eine Zufallsmehr-
heit fiel, ſoll nun auf einmal die Künſtlerlehre Herrn Direktor
Sachſes auf dem Spiel ſtehen! Redner kritiſiert weiter die
egozentriſche Art des ganzen Verfahrens in der Sache, das auch
durch die Drohung Herrn Dir. Sachſes, ſich weder auf einjähri-
gen Kontrakt noch auf eine Ausſchreibung einzulaſſen, gekenn-
zeichnet wird. Redner gibt der Ueberzeugung Ausdruck, daß ſich
im Falle einer Ausſchreibung ſoundſoviele beachtenswerte Be
werber finden werden. Stadtv. Borges (Dem.): Der Be-
ſchluß, eine Ausſchreibung der Stelle zu veranſtalten, würde
ein Mißtrauensvotum für den Theaterdirek-
tor andeuten. Wer die Ausſchreibung will, der will Herrn
Sachſe nicht! Dahinter verſteckt man irgend etwas. Schwer-
wiegende Momente irgendwelcher Art gegen ihn liegen nicht vor.
Wir wiſſen nicht, wen wir bekommen, Herr Dir. Sachſe bietet
uns durch ſeine bisherige Direktionsführung Garantien, vor
allem in finanzieller Hinſicht. Unſer Theater nimmt heute in
künſtteriſcher und ſozialer Beziehung einen geachteten Platz ein.

Stadtv. VBock (Unabh.): Wir können den Eigenbetrieb des
Stadttheoters nicht übernehmen, wenn Dir. Sachſe den Jnten-
dantenpoſten nicht übernimmt. Redner geht näher auf die
Sache ein und zieht allerlei perſönliche Momente in die Debatte.

Stadtv. Her zfeld (Dem.): Für mich handelt es ſich bei
der Angelegenheit nicht um die künſtleriſche Frage. Jch bin für
die Ausſchreibung, weil mit der Jntendantur eine völlig neueEinrichtung geſchaffen wird. Stadtv. Herold (Deutſhnat):
Aus den Ausführungen der Gegner habe ich nichts entnehmen
können, was ſachlich gegen die Ausſchreibung zu ſagen wäre.
Alle jene Darlegungen gehen von einer Perſon aus, deren
Vortrefflichkeit ſie rühmen, und umgehen den ſachlich ſpringen
den Punkt. Auch das in der Ausſprache erwähnte ſoziale
Moment wird mir zu ſehr in den Vordergrund geſchoben. Adas iſt zu erwägen; aber es iſt nicht das utſsreg

raebende. Das Entſcheidende bleibt vielme

bar küuſtlerkſche WMament! Die Sozialiſten haben in
einer ren r a für den Antrag geſtimmt, der
eine Anſtellung de e als Jntendanten auf ein Jahr
vorſah. Stadtv. KRoenen (Unabh.) wünſcht, daß die künſtle
ri Kräfte des Stadttheaters künftig zur Milwirku anVeranſtaltungen außerhalb des Theaters nicht erſt der Weſen

deren Erlaubnis des Direktors oder irgend einer anderen Stelle
bedürfen. Die Teflnahme an irgendwelchen Veranſtaltungen
ſoll ihnen ohne weiteres geſtattet ſein. Bei der Abſtimmung
wird der Antrag Herold abgelehnt, die Vorlage ange
nommen.

Der Jntendanz- Vertrag
mit Herrn Dir. Sachſe beſagt im weſentlichen folgendes:

S 1. Das zwiſchen den Vertragſchließenden bezüglich des
Stadttheaters zu Halle beſtehende Rechtsverhältnis, insbeſondere
der Vertrag vom 1. Juli 1914, wird vom 31. Auguſt 1919 ab
aufgehoben. S 2. Herr Sachſe übernimmt am I. September
1919 als Jntendant die künſtleriſche, techniſche und wirtſchaft
liche Leitung des Theaterbetriebes der Stadtgemeinde Halle
nach Maßgabe der Beſchlüſſe der Theaterdeputation ſowie der
Anordnungen und der für den Theaterbetrieb jeweilig gelten-
den Verwaltungsordnung des Magiſtrats. Er verpflichtet ſich,
die Leitung ſo zu führen, daß der Theaterbetrieb dem Kunſt-
leben Deutſchlands entſpricht, ſich in würdigen Formen hält und
die Anforderungen erfüllt, welche an eine großſtädtiſche, in
eigener Verwaltung der Stadtgemeinde befindliche Kunſt- und
Bildungsſtätte geſtellt werden müſſen. F 3. Während der
Vertragsdauer hat Herr Sachſe ſeine volle Arbeitskraft aus-
chließlich dem ſtädtiſchen Theaterbetriebe zu widmen und darf

weder unmittelbar noch mittelbar an einem anderen
Theater oder kinematographiſchen Unternehmen beteiligen oder
ein ſolches mit Rat oder Tat unterſtützen. 4. Herr Sachſe
überträgt die von ihm erworbenen Aufführungsrechte auf die
Stadt Halle ohne beſondere Gegenleiſtung. S 5. Das An-
ſtellungsverhältnis begründet für Herrn Sachſe keinerlei Be
amtenrecht und richtet ſich nach den geſetzlichen Vorſchriften über
den Privatdienſtvertrag. Die hinſichtlich der Ruhegehaltsbe-
rechtigung und Hinterbliebenenverſorgung für ſtädtiſche Beamte
und Angeſtellte geltenden Beſtimmungen finden auf ihn keine
Anwendung. S 6. Herr Sachſe erhält ein Jahresgehalt von
20 000 Mk., welches zu Beginn jedes Vertragsvierteljahres mit
5000 Mk. im voraus gezahlt wird. Sollte der Betrieb des Stadt-
theaters vor Ablauf der Vertragszeit eingeſtellt werden, ſo hat
der Jntendant Anſpruch auf die Hälfte des Jahresgehalts.

Antrag betr. Verbilligung der Lebensmittel
Eine längere Ausſprache ruft der Antrag der Unabhängigen

Fraktion über die Verbilligung der Obſt- und
Gemüſepreiſe, ſowie der Fett- und Fleiſchpreiſe in unſerer Stadt hervor, den Stadtv. Kürbs be
gründet. Er führt aus, daß die gegenwärtig hohen Preiſe für
Kirſchen und Erdbeeren es dem Minderbemittelten nicht ge
ſtatten, die Lebensmittel zu kaufen. Dasſelbe iſt mit dem
Gemüſe der Fall. Dieſe fabelhaft hohen Obſtpreiſe ſeien auf die
hohen Pachtpreiſe zurückzuführen, aber trotzdem gebe es in vielen
Städten, ſo in Merſeburg, billige Kirſchen, das Pfund zu 45 bis
75 Pfg. Warum iſt dies in Halle nicht möglich? Eine weitere
Mißſtimmung in der Bevölkerung hat das teure Gefrierfleiſch
hervorgerufen und das in letzter Woche zur Verteilung gelangte
Büchſenfleiſch beigetragen, das nach des Redners Schätzung einen
Wert von 85 Pfg. anſtatt von 7 M. hat. Es iſt vielfach die
Meinung aufgetaucht, daß das Büchſenfleiſch das bekannte Ham
burger Fabrikat ſei. Weiter ſtellt Redner die Behauptung auf,
daß die Kartoffeln, die in der Talamtſchule für 40 Pfg.
das Pfund verkauft werden, ausgeleſene HKartoffeln, während
die für 20 Pfg. zur Hälfte minderwertig ſeien. Die Arbeiter-
ſchaft fordert vom Magiſtrat eine Erklärung, wie er Abhilfe zu
ſchaffen gedenkt. Würde der „Arbeiterrat“ nicht beruhigend auf
die Arbeiterſchaft einwirken, ſo fähe es in Halle ebenſo aus wie
in Hamburg, Berlin uſw. Stadtv. Minner pflichtet dem Vor
redner im Weſentlichen bei, nur über die Art der Abhilfe iſt er
andrer Meinung. Die Nahrungsmittel würden lediglich durch
die Kriegsgeſellſchaften verteuert. Das Hauptübel, infolgedeſſen
unſere Lebensmittel ſo teuer ſind, iſt der ſchlechte Stand
unſerer Valuta im Auslande; auch wirkt jeder
Putſch und jede Unruhe im Jnlande rückſchlagend auf unſere
ganze Lebensverhältniſſe. Stadtv. Carl sſon (Dſchnat.) be
grüßt ebenfalls die Anregungen, die zur Verbilligüng der Lebens-
mittel führen ſollen, er befürchtet nur, daß wir bei billigen
Preiſen überhaupt kein Obſt und kein Gemüſe in Halle bekom-
men würden. Auch die bürgerlichen Kreiſe ſind über die letzten
Fleiſchlieferungen ſehr erregt. Was Stadtv. Kürbs über die
Kartoffeln behauptet, das trifft nicht zu, das Gegenteil iſt der
Fall. Jm ganzen kann nur durch Hebung unſerer Valuta unſere
Lebensunterhaltung verbeſſert werden. Stadtrat Pfautſch
erklärt, daß der Magiſtrat die jetzigen Zuſtände ſchon im März
vorausgeſehen habe; der Magiſtrat habe ſtets darauf gedrängt,
daß die Verpachtung der Obſtpreiſe in anderer Weiſe vor ſich
gehen ſoll. Die einzige Möglichkeit, die Preiſe herabzuſetzen, iſt
die, Richtpreiſe feſtzuſetzen. Dem Magiſtrat iſt es gelungen,
durch Vermittlung einiger Landräte die Lieferung auf 500 Ztr.
Kirſchen abzuſchließen. Ob wir ſie bekommen, ſteht noch dahin.
Dieſe 500 Ztr. reichen aber kaum für die Krankenhäuſer uſw. zu.
Einen Einfluß auf die allgemeinen Preiſe auszuüben, wird nicht
möglich ſein. Stadtrat Kinne betont, daß der Magiſtrat
ebenfalls die hohen Preiſe bedauert. Der Magiſtrat habe nur in
der äußerſten Not zu dem Büchſenfleiſch gegriffen; es handelt
ſich dabei nicht um ein Hamburger Fabrikat; das Fleiſch
ſtammt aus Barmen. Die der Ernährungskomiſſion vorgelegten
Proben waren völlig einwandfrei, und weil die hieſige Eiſen
bahnverwaltung ſchon vorher einen großen Poſten, des Fleches
bezogen hatte, glaubte man, daß das Fleiſch gut ſei. Die Stadt
ſei ſtets beſtrebt, die Ware ohne nennenswerten Preisaufſchlag
abzugeben; ſie habe das Büchſenfleiſch mit 6,38 M. eingekauft.
Stadiv. Koenen behauptet, daß nicht die Valuta die Schuld
an der Teuerung trage, ſondern die „Kriegsverlängerer“. Seit
mehreren Wochen habe die Stadt Halle kein Friſchfleiſch be
kommen, während andere Städte neben den Zulagen auch
wöchentlich Friſchfleiſch erhalten. Genau ſo liege es mit den
Eiern. Der Magiſtrat müſſe bei den zuſtändigen Stellen mit
mehr Nachdruck auftreten, damit Halle hinter anderen Städten
nicht zurückſtehe. Demgegenüber betont Stadtvat Kinne, daß
vom Magiſtrat in der Lebensmittelbeſchaffung nichts verabſäumt
worden iſt; es iſt alles Erdenkliche getan worden. Es iſt aller
dings Tatſache, daß unſere Nachbarſtädte Weißenfels, Naumburg
uſw. Friſchfleiſch erhalten haben, Halle hingegen ſchon ſeit vier
Wochen keins. Das liege lediglich am Viehhandelsverband. Halle
benötigt wöchentlich 350 Rinder, hat aber in drei Wochen etwa
nur 70 Rinder erhalten. Stadtv. Man gold führt dieſe unzu-
längliche Zuteilung auf die Zentraliſierung der Viehhandelsver
bände zurück. Die Großſtädte werden immer am ſchlechteſten
mit Vieh verſorgt. Stadtv. Gelhaar macht dem Magiſtrat
den Vorwurf, warum er die ihm angebotene Butter für 14 M.
nicht aufgekquft habe und jetzt das weit teurere Schmalz zum
Verkauf zuläßt. Auch in der Butterverteilung Halle
anderen Städten weit zurück. Die Bürgerſchaft brauche ſich nicht
zu wundern, wenn die Arbeiterſchaft ungeduldig wird.
Siadtv. Finger bedauert ebenfalls die hohen Preiſe der
Lebensmittel, aber die Stadt könne unmöglich noch höhere Zu
ſchüſſe leiſten als jetzt bereits. Die Staffelung der Preiſe in
der letzten Zeit habe der Stadt bi ute 42-800 000 M. Koften
verurſacht; darüber hinauszugehen, ſei wohl nicht angängig.
Redner weiſt ferner darauf hin, daß ſelten eine Stadt ſo ſtändig
und reichlich mit Kartoffeln verſorgz worden ilt, mia Halle. Die
Debatte geht fort.

Schluß folgt.)



Halle, 1 Juli.
Schlichtungsausſchuß und Arbeitgeber

Der Schlichtungsausſchuß läßt uns folgendes als BVerichtigu.ig

ie Veröffentlichung des Deutſchen Braunkohlen Jnduſtrie
Vereins zur Angeſtelltenbewegung im Mitteldeutſchen Braun
bohlenbergbaugebiet ſteht in weſentlichen Punkten mit Tatſachen,
die auch dem Deutſchen Braunkohlen-Jnduſtrie-Verein bekannt
nd, nicht im Einklang. Jm Jntereſſe des wirtſchaftlichen

dens ſieht es daher der Schlichtungsausſchuß in ſeiner vollen
e für ſeine Pflicht an, eine amtliche Berichtigung der

entlichen Tatſachenunrichtigkeiten eintreten zu laſſen.
1. Der Deutſche Braunkohlen Jnduſtrie-Verein ſchreibt: Auch

ber in der Sitzung am 7. Juni 1919 geſtellte Vertagungsantrag
wurde abgelehnt, „und der Vorſitzende vergaß ſeine unparteiiſche
Stellung ſoweit, daß er in ſchroffer Weiſe den Arbeitgebern eine

ßte Verſchleppung des Verfahrens vorwarf.“ Dieſe Be-
hauptung widerſpricht den Tatſachen; denn der Schlichtungsaus-

ß hat nach eingehender Beratung die Vertagung einſtimmig
aus folgenden Hauptgründen abgelehnt:

1. Jm Hinblick auf die Erregung in der Angeſtelltenſchaft, die
z Anvrecht auf Beginn und Abſchluß der Verhandlungen

te;
in Berückſichtigung deſſen, daß durch den ſo ſpät geſtellten
Vertagungsantrag der Anſchein der Verſchleppung erweckt ſei,
irnd dieſer Eindruck durch die Erklärung des Vertreters der
Bergwerksunternehmungen, er ſei nicht unterrichtet und könne
nicht verhandeln, vertieft ſei;

C. in Erwägung ferner, daß dieſer Anſchein durch das eigen
artige Verhalten der Bergwerkunternehmungen in Sachen der
Lohnbewegung der Bergarbeiter des Mitteldeutſchen Braun
kohlengebietes (die unverſtändliche Nichtunterwerfung unter
den Schiedsſpruch, irreführende Veröffentlichung über die
Verhandlungen in der erwähnten Sache im preußiſchen Han
delsminiſterium und Reichswirtſchaftsminiſterium) verſtärkt

nd, undr Erwägung, daß die Angeſtellten ſchaft auf eindringliches

Verlangen des Vorſitzenden des Schlichtungsausſchuſſes bis
Entſcheidung des Schlichtungsausſchuſſes vom Eintreten

den Streik abſehen wolle.
Dieſe Gründe ſind im Namen des Schlichtungsausſchuſſes

Ken Arbeitgebern mitgeteilt worden. Der Vorſitzende hat in
ſeiner amtlichen Mitteilung und zwar im Namen des Schlich

ngsausſchuſſes an die Parteien wiederholt ausdrücklich betont,
daß das Verhalten des BraunkohlenJnduſtrie- Vereins geeignet
ſei, den Anſchein der Verſchleppung zu erwecken. Es iſt alſo
unrichtig, daß dem Braunkohlen-Jnduſtrie-Verein bewußte
Verſchleppung vorgeworfen ſei.

2. Der Deutſche Braunkohlen Jnduſtrie-Verein ſchreibt über
Ke Sitzung vom 12. Juni 1919: „Die Arbeitgeber durften er-

warten, daß ihren wiederholten Verſicherungen Glauben Fe
kt würde, und waren daher in begreiflicher Erregung, als

r Vorſitzende des Schlichtungsausſchuſſes nicht nur an ſeiner
Behauptung der bewußten Verſchleppung feſthielt, ſondern ſogar
den Arbeitgebern jegliches Verſtändnis für die mühevolle und

itraubende Tätigkeit des Schlichtungsausſchuſſes, die Fragen
jetzigen Zeit und die Bedürfniſſe der Arbeitnehmer abſprach.

Aus dieſem Verhalten des Vorſitzenden konnten die Arbeitgeber
mit Recht ſchließen, daß mit einer ſachlichen, unparteiiſchen
Beurteilung der Angelegenheit durch den Vorſitzenden nicht mehr
zu rechnen ſei. Sie verließen daher die Sitzung.

Auf Grund des Sitzungsprotokolls iſt feſtzuſtellen, daß auch
u dieſer Sitzung ausdrücklich wieder hervorgehoben wurde, daß
nur geſagt worden ſei, das Verhalten ſei geeignet, den An
fchein der Verſchleppung zu erwecken.

Es iſt ferner ausdrücklich in der Sitzung feſtgeſtellt worden,
daß der Vorſitzende nur geſagt habe, er verkenne keineswegs
die ſchwere Lage der Unternehmer, es ſcheine ihm aber auf
Grund der mit den Bergwerksunternehmungen in Sachen der
Bergwerksarbeiter gemachten Erfahungen, als ob die Unter
nehmer nicht immer das richtige Verſtändnis für die heutige
Zeit hätten.

Jm übrigen hat der Schlichtungsausſchuß gleich nachdem die
Arbeitgeber in der Sitzung vom 22. Juni den Sitzungsſaal ver
laſſen hatten, die Vorgänge einer eingehenden Erörterung unter-
zogen und einſtimmig (drei Vertreter der Arbeitgeber und drei
der Arbeitnehmer) die Anſicht ausgeſprochen, daß für die Ver
treter der Arbeitgeber keinerlei Grund für das Verlaſſen des
Verhandlungsſaales vorgelegen hätte.

Der Schlichtungsausſchuß iſt immer beſtrebt geweſen, die
Gegenſätze zwiſchen den Parteien auszugleichen und bedauert

hr, daß dieſe ſeine Beſtrebungen in dieſem Falle ſo wenig
terſtützung gefunden haben.

Der Vorſitzende des Schlichtungsausſchuſſes für Halle
und den Saalkreis:
gez. Joerges.

Die Arbeitgeberbeiſitzer:
gez.: W. Schatz. Buchmann. Erich Looſe.

ß Die Arbeitnehmerbeiſitzer:
ges Paul Gröbel. Hugo König. Karl Pfeiffer.

Der Prozeß Klüber
Die Sachverſtändigen-Gutachten.

Als erſter Sachverſtändiger gibt Herr Geheimrat Dr.
Beneke über den Leichenbefund Auskunft. Die Leiche des er-
mordeten Oberſtleutnants von Klüber iſt am 7. März aus dem
er gezogen worden. Die inneren Teile der Bekleidungs-
ſtücke waren mehr verletzt als die äußeren der Körper war un

wöhnlich ſtark und muskulös, innere Krankheiten, die zum
ode hätten fübren können, lagen nicht vor. Der Körper wies drei

Schußkanäle auf, ſowie einzelne Verletzungen an den Fingern,
eine Kopfwunde, die vom lagen herrühren konnte, und eine
Verletzung an der rechten Stirn. Die erſte Schußverletzung be
indet ſich am linken Oberſchenkel, der Schuß iſt aus einer
rmeepiſtole gekommen; einen unmittelbaren Einfluß auf die
erbeiführung des Todes hatte er nicht, es konnte aber eine
hmung des Beines und damit eine Verringerung der Wider

ſtandskraft herbeigeführt werden. Die zweite Schußwunde
ging durch den oberſten Bruſtkorb, wo ſich eine Einſchuß- und
eine Ausſchußöffnung vorfanden; dieſer Schuß ging in die
Lunge, in der eine fingerdicke Zerreißung feſtgeſtellt wurde;
das Geſchoß war nur von geringer Durchſchlagskraft, es iſt da

wahrſcheinlich, daß es nicht von einem Jnfanteriegewehr,
ondern von einem Revolver herrührt. Der dritte Schuß iſt der
ödliche geweſen, er ging nach dem fünften Halswirbel und hat

auch das Rippenfell vollkommen quer durchtrennt; es zeigte ſich
eine bedeutende Zerſtörung und Zertrümmerung des linken
Oberarmes, herbeigeführt durch einen außerordentlich ſtarken
Flüſſigkeitsdruck, und das kann nur durch eine Gewehrknugel,
nicht durch eine Revolverkugel geſchehen ſein. Der Schuß muß
in einer Entfernung von etwa 12 Schritt abgegeben ſein, der
Tod erfolgte ſofort; die Verletzung des Halsmarkes würde an
ſich a den unmittelbaren Tod veranlaßt haben, doch kam
eine hochgradige Erſchütterung der Teile hinzu, in der ſich die
Rervenzentrale befindet. Es iſt wahrſcheinlich, daß die außer
erdentliche Erſchütterung, die ſich auf die Flüſſigkeitsmenge des

ümmerten Markes fortſetzte, den Tod herbeiführte. Es

eten iſt, allein das iſt eine akademiſche Frage, jedenfalls ſtellt
e Schu etzung die Todesurſache dar. Der Tod des Herrn

v. Kküber eingetreten fein, wenn der letzte

Schuß nicht gefallen wäre, wenn auch erſt nach längerer Zeit.
Auf Grund des Befundes liegt für den Sachverſtändigen
Grund zu der Annahme vor, daß nach dem c des Herrn
v. Klüber geſchoſſen worden iſt, der Tod iſt nach dem letzten
Schuſſe ſofort eingetreten.

Das Gutachten der Sachverſtändigen Profeſſoren Dr. Schulz
und Dr. Siefert über Bauer geht dahin, daß er ſimuliert und
ſich hier verſtellt, um geiſteskrank zu erſcheinen; er ſcheut vor
keiner Lüge und Entſtellung zurück, um ſeine Zwecke
zu erreichen; er hat auch nicht im Zuſtande der Be-
wußtloſigkent gehandelt, iſt vielmehr für ſeine Tat
voll verantwortlich. Profeſſor Siefert beſonders hat niemals
Gefühle des Mitleides und der Reue bei Bauer feſtſtellen
können, er iſt möglicherweiſe hyſteriſch krank, aber doch voll ver
antwortlich.

Der Proteſt gegen die mitteldeutſche Meiſterſchaft, welchen
bekanntlich Ring, Dresden, eingelegt hat, fand in der geſtrigen
Sitzung des Hauptſpielausſchuſſes noch keine Erledi-
gung. Die Verhandlungen wurden abgebrochen, da angeblich
neue Momente den Proteſt als begründet erſcheinen laſſen und
dieſe erſt noch geprüft werden ſollen. Näheres darüber in der
heutigen Mittagsausgabe.

Vollzsvoivlſchaſt.
Abdruck der mit einem verſehenen Original Artikel und Original Meldungen des
voltswirtſchaftlichen Teils nur mit genauer Quellenangabe Halleſche Zeitung geſtattet

Die Sozialiſierung des Mühlengewerbes
im Regierungsbezirk Merſeburg.

Veranlaßt durch Lohnerhöhungen und durch Einführung des
8StundenArbeitstages wird im Regierungsbezirk Merſeburg
zurzeit irber Erhöhung des Mehl- und Brotpreiſes geſprochen.
Damit rücken die Verhälmiſſe des Mühlengewerbes im Bezirk
wie ſo oft ſchon im Kriege in den Vordergrund des öffentlichen
Jntereſſes, und es fehlt dabei nicht an Stimmen, die Soziali
ſierungsforderungen der Gegenwart auch auf dieſes Gewerbe
auszudehnen. Demgegenüber wird die Darſtellung Beachtung
finden, daß in der weit überwiegenden Mehrzahl der Kommunal
verbände des Regierungsbezirks das Mühlengewerbe ſeit An
fang 1915 ſo organiſiert iſt, daß auch extreme Sozialiſierungs-
wünſche nach einer anderen Form der Organiſation nicht ver
langen könnten. Jn 11 Kommunalverbänden ſind ſämtliche
Mühlen auch unter Anſchluß der größeren Betriebe zu ein
getragenen Genoſſenſchaften zuſammengeſchloſſen, in deren Auf
ſicht srat oft auch durch Anteile der Kommunalverband vertreten
iſt. Die Genoſſenſchaft verteilt das geſamte zur Verfügung
ſtehende Getreide nach einem ſogenannlen „Kontingentſchlüſſel“
über ſämtliche Betriebe, berechnet nach deren Leiſtungsfähigkeit.
Das entſtehende Mehl und die entfallende Kleie wird nach Ver-
fügung der Genoſſenſchaft an die Bäcker uſw. verteilt. Sämt-
liche Mühlen erhalten die Vergütungsſätze, wie ſie durch eine
im Kreisausſchuß erörterte genaue Unkoſtenberechnung feſtgeſtellt
worden ſind, ohne daß es nur einer Mühle möglich iſt, ſich etwa
mehr Getreide, d. h. mehr Beſchäſftigung oder eine höhere Ver
gütung zu verſchaffen. Die Angelegenheiten der Genoſſen
ſchaften werden durch die Beſchlüſſe der Ernährungsausſchüſſe ge
regelt. Der Kommunalverband hat ſchon durch ſeine Mit
gliedſchaft jedes Einſpruchsrecht. Dies iſt die Form der Organi-
ſation der Agrarinduſtrie, wie ſie auch von ertremen Soziali
ſierungstheoretikern (wir nennen Dr. Neurath, München) für die
Verhältniſſe des flachen Landes ſeit langem gefordert wird. Von
einer Enteignung der ländlichen Induſtrie ſpricht auch das
Aktionsprogramm Kautzkys vom Januar 1919 nicht. Es würde
ſomit auch bei weitgehendſter Sozialiſierung des Mühlengewerbes
und des Brotgetreideverkehrs, ſoweit es die Mühlen betrifft,
eine andere Form der Sozialiſierung nicht vorgeſchlagen werden
können. Bekannt iſt, daß die der oben geſchilderten Form ent
gegengeſetzte Uebertragung der ganzen Arbeit an die höchſt ren
tabelſten und techniſch entwickelſten Großbetriebe im Regierungs
bezirk ſchon deswegen nicht durchgeführt werden könnte, weil im
ganzen Bezirk nur vier wirkliche Großbetriebe vorhanden ſind,
die eine Verſorgung dieſes großen Kreiſes mit Mühlenprodukten
und mit Futterſchrot aber auch nicht leiſten könnten. Dieſer
Organiſation verdankt es auch der Regierungsbezirk, daß er in
den ſelbſtwirtſchaftendeèn Bezirken erheblich niedrigere Brot
preiſe in den letzten vier Jahren gehabt hat als die nicht ſelbſt
wirtſchaftenden Bezirke. Das Dargeſtellte beweiſt, daß die
Sozialiſierungswünſche, ſoweit ſie ſich auf das Mühlengewerbe
erſtrecken, im größten Teile des Regierungsbezirkes ſeit Jahren
ſchon Erfüllung gefunden haben. Die Geſchäfte werden dort
„durch die Oeffentlichkeit für die Oeffentlichkeit geführt, ſo daß
Ueberſchüſſe, die mehr darſtellen als den Arbeitswert des Be
triebes, den Kommunalverbänden, alſo der Oeffentlichkeit, zu
fließen. Wer ſich allerdings unter „Sozialiſieren“ Teilen oder
Wegnahme der Betriebe vorgeſtellt hat, wird der geſchilderten
Organiſation nicht zuſtimmen können. Das Beiſpiel beweiſt,
daß ein Problem, das die Revolution brachte, ſchon durch den
Zwangs der Kriegsverhältniſſe vor Jahren gelöſt worden iſt.

Seſellſchafts- Abſchlüſſe
Sachfenwerk Licht und Kraft A.-G., Niederſedlitz bei

Dresden. (Drahtbericht.) Die Generalverſammlung genehmigte
die Ausſchüttung einer Dividende von 20 Prozent und be
ſchloß die Erhöhung des Aktienkapitals um höch-ſtens 12 Millionen auf 9 Millionen Mark. Für letztere liegtdie behördliche Genehmigung vor. Für jede Aktie von 1000 M.

Nennwert kann ſtatt der Dividende eine neue, ab 1. Januar 1918
dividendenberechtigte Aktie von nominal 200 M. gegen Ueber-
weiſung des Dividendenſcheines von 1918 und eine Barzahlung
von 80 M. bezogen werden. Neu in den Aufſichtsrat gewählt
wurde Kommerzienrat Roskothen in Loſchwitz bei Dresden. Wie
die Verwaltung mitteilt, iſt das Unternehmen auf die Friedens
wirtſchaft erfolgreich umgeſtellt und mit der Fabrikation von
Motoren gut beſchäftigt. Die Vorräte an Rohgranaten ſeien
Eigentum des Staates. Das mit 10 200 000 M. ausgewieſene
Effektenkonto enthält hauptſächlich Kriegsanleihe, von der aber
inzwiſchen durch den Kauf von Heeresgut ein großer Betrag
abgeſtoßen ſei; die weiteren Beträge werden ebenfalls abge
ſtoßen werden. Bezüglich der Geſchäftslage wird auf den
Geſchäftsbericht verwieſen mit dem Hinzufügen, daß im Monat
Mai neue Aufträge recht gut hereingekommen ſeien.

Deutſche Landwirtſchaftliche Treuhandbank A.-G., Leip
szig. (Drahtbericht.) Das Unternehmen ſchloß das Geſchäftsjahr
e et einem Verluſt von 85 589 M. (im Vorj. 896 M.) Ver
luſt ab.

Baumwollweberei Mittweida. Die Generalverſammlung,
in welcher 600 000 Mk. Aktienkapital vertreten war, erteilte der
Verwaltung Entlaſtung und genehmigte die Verteilung einer ſo-
fort zahlbaren Dividende von 8 Proz.

Fahrzeugfabrik Eiſenach. Jn der Generalverſammlung
wurde die Verteilung von 10 Proz. gegen 25 Proz. Dividende be
ſchloſſen. Auf Anfrage teilte die Verwaltung mit, daß a das
erſte Halbjahr des neuen Geſchäftsjahres nicht gerade günſtig angelaſſen habe. Die lebhaften Unruhen im März und April ſowie

die großen Streiks haben das Erträgnis naturgemäß beeinflußt,
und es werde alles davon abhängen, wie ſich die Arbeitsluſt heben
wird, um dem Unternehmen wieder zu einer regelmäßigen Tätig-
keit zu vorhelfen.

Braunſchweigiſche Maſchinenbau-Anſtalt. Der Aufſichts-
rat ſchlägt für das am 31. März beendete Geſchäflsjahr 1918/19
eine Dividende von 8 Proz. i. V. 19 Prog.) vor. Das Ergehn
des erſten Halbjahres war J und wurde durch den Ver

luſt des zweiten Halbjahres nicht ganz aufgezehrt.

David Richter A.G. in Chemnitz Sa. Der Betriebs
ewinn e wer Geſchäftsjahr auf 961 416 Mk.
1 123 7 k) r Nach Abſchreibungen von 107 207 Mk.
109 471 Mk.) ergibt ſich zuzüglich Vortrag ein Reingewinn von

1635 Mk. (814 480 Mk.), woraus, wie bereits gemeldet, für
1918/19 10 Proz. t Proz.) Dividende verteilt werden ſollen.
Wie der Vorſtand berichtet, konnten durch Freigabe von Baum
wolle und Seidengarnen Anfang dieſes Jahres eine größere Anl von Tüumaſchinen wieder in Jarg geſetzt werden. Jn der

ilanz werden u. a, ausgewieſen: ffeklen mit 136 764 Mk.
741 718 Mk.), Veſtände mit 679 725 Mk. (698 233 Mk.) Debitoren
mit 1 552 492 Mk. (1 031 9650 Mk.) und Kreditoren mit 205 997 Mk.
(274 468 Mk.Gewerkſchaft Walbeck in Wolbeck. Jn der außerordentlich

Gewerkenverſammlung, in der 860 Kuxe vertreten waren, wurde
die beantragte Erkeilung der beſonderen Ermächtigung an den
Grubenvorſtand zur Geſtellung einer Sicherheitshypothek im Be
trage von 2 Mill. Mark ausgeſprochen und zwar mit 846 gegen
4 Stimmen.

Maſchinenfabrik Akt.Geſ. vorm. Wagner u. Co. in Köthen,
Für 1918 erzielte das Unternehmen einen Betriebsgewinn von
2655 067 (2 468,629) Mk., zu dem der Vortrag mit 87,141 (46,85
Mk. tritt. Von dem Geſamtgewinn von 2,742,208 (2,509,987) M

hen die Unkoſten mit 22211,743 (1,812,000) Mk. und die Abſchrei-
ungen mit 802 741 (378 556) Mk. ab, ſo daß ſich ein Reingewinn

von 227,724 (319,156) Mk. ergibt, aus dem die Stammaktien 6 (8)
Prozent und die Vorzugsaktien 8 (10) Prozent Dividende erhalten
50,047 Mk. werden vorgetragen. Die Bilanz weiſt 1,727,863
(2 223,104) Mk. Vorräte und 672,282 (761 007) Mk. Debitoren aus,
während Kreditoren 1,498,342 (2,732,767) Mk. zu fordern habem,

Induſtrie, Hancdel, Handwerk
Zuſammenſchluß ſächſiſcher Tuchfabriken und Kammgarn

weber. Auf Einladung des Verbandes ſächſiſcher Jnduſtrieller,
der auch die Vorſirbeiten hierfür übernommen hatte, fand eine
Verſammlung ſächſiſcher Tuchfabrikanten und Kammgarn-
weber ſtatt, in der die Gründung eines Fach verbandes der
Tuchfabrikanten und Kammerngarnweber Sachſens und an
grenzender Gebiete einſtimmig beſchloſſen wurde. Die
Verſammlung wählte zum Vorſitzenden des neuen Verbandes
Fabrikbeſitzer Richard Weidenmüller-Crimmitſchan und 10 Bei-
ſitzer, welche die verſchiedenen Gebiete Sachſens, in denen Tuch-
fabrikation betrieben wird, vertreten.

Verſtaatlichungs- Maßnahmen in Sachſen. Die ſächſiſche
Volkskammer bewilligte 5,9 Mill. Mark zur Erweiterung
des ſtaatlichen Braunkohlenwerkes Hirſchfelde, 17 Mill. Mark zur Aufſchließung der ſtaatlichen
Braunkohlenfelder in der Gegend von Böhlen, 4,6 Mill. Mark
zum Ankauf der Aktien der ſächſiſchen Unter
nehmen der Schuckertgruppe und 4 Mill. Mark zum
Ankauf der Aktien der Landkraftwerke Leipzig, Aktien-Geſell-
ſchaft in Kulkwitz.

Die Kommunaliſierung der Berliner Straßenbahn. Jn dert
Vollverſammlung des Verbandes GroßBerlin wurde der An
kauf der Straßenbahn um 18735 Prozent des Aktienkapitals
beſchloſſen.

Berliner Börſenberichte
Börſenſtimmungsbild. Die Börſe war entſchieden feſt,

namentlich in Aktien von Unternehmungen, die für den Aus
fuhrhandel in Betracht kommen und rege gekauft wurden, an
geblich auch wieder für ausländiſche Rechnung. Von Hütten
und Bergwerksaktien gewannen Vochumer, Harpener und
Phönix 5—-6, Farbwerte erzielten bei teilweiſe großen Umſätzen
eine gleiche Erhöhung. Elberfelder Farben ſtiegen ſogar um 10
Auch Kaliwerte, ferner vereinzelt Deutſche Waffen, Vereinigte
Köln-Rottweiler und Orenſteinwaren um mehrere Prozent ge-
ſteigert. Schiffahrtsaktien waren gleichfalls ziemlich lebhaft
umgeſetzt und höher. Kolonialwerte erfreuten ſich regen Jn
tereſſes zu anziehenden Kurſen. Ausländiſche Aktien waren
ungleichmäßig. Orientbahn und Türk. Tabak waren um S bis
7 Prozent höher. Deutſche Anleihen waren begehrt, angeblich
für ausländiſche Rechnung, und zum Teil anſehnlich höher.
Kriegsanleihe 7644 76 Oeſterreichiſche Anleihen teilweiſe ge-
beſſert, ungariſche ungefähr behauptet.

Produktenbericht. Jm Produktenverkehr erfolgten größere
Umſätze in Heu. Bei ſtarkem Angebot konnte die Ware zum
Teil etwas billiger als am Sonnabend erworben werden. Stroh
iſt nur wenig begehrt. Das angebotene Material fand infolge
deſſen nur zum kleinen Teil Abnehmer. Bezüglich des neuen
Rapsſtroh trat am Markte Intereſſe hervor. Für Lupinen zeigte
fich keine Aenderung der Lage. Die Käufer zeigten ſich weiter
zurückhaltend. Auch Serradella wurde nur wenig umgeſetzt.
Von Kleeſämereien waren noch vereinzelte Angebote wenig be
friedigender Ware am Markte, Käufer aber ſelten.
Im freien Verkehr wurden niehtamtliech ermittelt
Pisenbahn-Aktien: Gasmotoren Deutz 125.Halberstadt -Blankenb. 82.75 r u. eHalle-Hettstedter 70,50 ebhardt a. KönigSchantungbahn 130. Gelsenkirech. Bergb. 157.25Allg. Lokal-Str. 13350 Glanziger Zuckerfbhr. 255,
Gr. Berl. Str. 121. Hallesche Masch.-Fabr. 310,Magdeburger Str.-B. Hann. Masch. hux. Prinz Heinrich. B. 259.- Harpener BergOrientbahn 219 Hasper Bisen r. 142.25Hirsch Kupfer 219.Sehiſtahrts- Akt. Höcheter Farbw. 299.50Hawbsg. Paketfahrt 9450 Hoesch Bisen u. Stahl 212.50
rer g. üobeniohb- WerteHansa-Dampfschift 201.75 Humboſdt- Masch, 131.-
Nordd. Ilovd 96. 25 Ilse-Bergbau 293.Banken: Kahla- Porzellan 300.Bank für Thür. Kaliw. Aschersleben 160.Berl. Handelsges. I14L.,- Körhbisd. Zneker- Akt.Comm u. Diskontobank 1I16, Kyffhäuserhütte 126
Darmstädter Bank 105.75 Lahmeyer u. Co. III.Dess. Landesbank Lauchhammer 150.Deutsche Bank 186. 75 Laurahütte 179.75Diskonto-Comm. 149.0 Linke un Hoffmann 275.
Dresdner Bank 129. a Ludwig Loewe n. Co. 246.Credit-Anst. Leipzig 126.75 [othringer Hütte 158.50Mitteld. Kreditbank III. Mannesmannröhren 171.25

v Privat- Bank Oberschl. Pisenb. Bed. 110.25Nationalbank do. Caro Heg. 128.50Oesterr. Kredit do. Kokswerkoe 188.Reiehsbank 149, s n Fappel zInduagtrie- Aktien nix-Bergb.Schultheiss- Brauerei 241. Rhein. Metall-Vorz. 170.
Axt. f. Anilin t 243. Rhein Stahl waren 141.Aligem. Elektr.-Ges. 180, Riebeck. Montan 8 18Ammendorfer Papierf. Rombacher Hütten 147.Anhaſter Kohlenw. 160 Rositzer Braunk.Annaberger Steingut 176, Rositzer Zucker 139.BRadische Anilin 338, Sangerhänuser Maseh. 225.
Bergmann Elekt. Akt. 139.75 Hugo Sehneider u. Co. 175.Berl. Masch.- Bau 196.75 Schuekert u. Co. 123.50
Bismarckhütte 182 Siemens u. Halsko 167.50Bochu r GuBSstahl 187, Stettiner Vnlkan 151.50Chem. Fabrik Buekau 110, Stollberger Zinkh. 105.
Ghem. Griesheim 2905. Strals. Spielkarten 244.Shem. v. Heyden 212. Thale-Eisenhütto 249.75
Consolidation Schalke 219. Triptis- Akt. -Ges. SCröliwitzer Papierfkabr. 213, Türkische Tabakregie 419
Daimler-Motoren 195. Ver. Köln-Rottweiler 180,Deutsch-Iuxemburg 147, Glanzstotf Elbert. 4458,
DHeutsehe Tebersee- Bl. A. Wegoelin a. HübnerHeutsche Erdöl 1294. Werseh.-Welssenk. Brk.
Deutsehe Gasglühl. 313, Westeregeln-Alkali 220,Deutsche Kali 171. Wittener GuBstahl 175.Dentsche Waff. u. Mun 220, Wrede-Mälzerei 116.
Donnersmarkhütte 180, Zeich. Kriebitsech. Brk.Döring u. Lehrmann 1c04. Zeitzer Masch. 294 50
Dürkoppwerke Zeiistotf Walthof 182.Elberfelder Farben 276. Otavi-Minen e 117.,75
Felten u. Gnillennme 127.

Hauptſchriſtleiter e mur Böttcher (Verreiſth.8 t. v. Hans Ddeiling; kür Vons
Verantwortlih für den politiſchen Teilr Heiling für den geſamten übrigen redaktioneledwirr chan und Sperr H

n rer v i c l t Halle a. G.erſte n. mt n güe e.Verlag der die r Otto Thiele, Halle a G.
Verlagädirektor Robert Voetz ſ.
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